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Wertausgleichsgesetz
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Die Ausgleichsverpflichtung soll tunlichst durch Vereinbarung zwischen dem Grundstückseigentümer und
der Bundesrepublik geregelt werden. Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so entscheidet auf
Antrag des Grundstückseigentümers oder der Bundesrepublik die von der Landesregierung hierfür
bestimmte Behörde nach Anhörung der Beteiligten durch Bescheid über das Bestehen einer
Ausgleichsverpflichtung, die Höhe des Ausgleichsbetrages und seine Fälligkeit. In dem Bescheid sind
erforderlichenfalls die Sicherheitsleistung nach Art und Höhe und die Tilgung zu regeln.
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